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Teilnahmebedingungen in der Offenen Ganztagsschule (OGS) und Umsetzung der vor-
gesehenen Ausnahmeregelungen 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Offene Ganztagsschule (OGS) ist ein wichtiger Bestandteil der Bildungslandschaft in Nord-
rhein-Westfalen. Sie leistet einen bedeutenden Beitrag zur Bildung, Erziehung und individuel-
len Förderung von Kindern. Die pädagogische Arbeit der Beschäftigten in den Offenen Ganz-
tagsschulen verdient große Anerkennung. Voraussetzung für den Bildungsauftrag der OGS ist 
grundsätzlich die regelmäßige und verbindliche Teilnahme der Kinder an den Angeboten. 
 
Der Ganztagserlass des Landes Nordrhein-Westfalen sieht hierfür eine regelmäßige und täg-
liche Teilnahme vor, enthält zugleich aber ausdrücklich Ausnahmeregelungen, unter anderem 
für außerschulische Bildungs- und Freizeitangebote, Therapien sowie familiäre Belange. 
 
Aus der Praxis wird berichtet, dass die Anwendung dieser Ausnahmeregelungen unterschied-
lich gehandhabt wird. Insbesondere Familien mit mehreren schulpflichtigen Kindern können 
durch unterschiedliche Schul- und Betreuungszeiten sowie abweichende Abholzeiten organi-
satorisch stark belastet werden.  
 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie die vorgesehenen Härtefall- und Ausnah-
meregelungen angewendet werden und ob eine landesweit möglichst einheitliche Umsetzung 
gewährleistet ist. 
 
 
Die Ministerin für Schule und Bildung hat die Kleine Anfrage 8454 mit Schreiben vom  
17. August 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration beantwortet. 
 
 
1. Wie bewertet die Landesregierung die im Ganztagserlass vorgesehenen Freistel-

lungsmöglichkeiten, insbesondere für regelmäßig stattfindende außerschulische 
Bildungs-, Sport- oder Kulturangebote, Therapien, ehrenamtliches Engagement 
oder familiäre Belange? 
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Die durch den Erlass festgelegten Ausnahmeregelungen von der verbindlichen Teilnahme ha-
ben sich in der Praxis seit vielen Jahren bewährt. 
 
 
2. Welche konkreten Handlungsspielräume bestehen nach Auffassung der Landes-

regierung für die beteiligten Träger, insbesondere Schulleitungen, OGS-Träger 
und Schulträger, bei der Genehmigung regelmäßig wiederkehrender Freistellun-
gen von der Teilnahme an der OGS? 

 
Im gemeinsamen Runderlass des Ministeriums für Schule und Bildung und des Ministeriums 
für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration „Offene Ganztagsschulen 
sowie außerunterrichtliche Ganztags- und Betreuungsangebote im Primarbereich“ (BASS 12-
63    Nr. 2) sind unter Nummer 5.5.1 die Handlungsspielräume zum Umgang mit Freistellungs-
wünschen geregelt. 
 
 
3. Sieht die Landesregierung Klarstellungs- oder Anpassungsbedarf im Ganztagser-

lass, um eine landesweit einheitliche und praxistaugliche Anwendung der vorge-
sehenen Ausnahmeregelungen sicherzustellen? 

 
Die Landesregierung sieht keinen Anpassungsbedarf des Erlasses, da die dort getroffenen 
Regelungen einerseits ein verlässliches Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsangebot im 
Rahmen des Offenen Ganztages ermöglichen und andererseits ausreichend Flexibilität für die 
Bedarfe von Familien beinhalten.   
 
 
4. Wie will die Landesregierung im Zuge des schrittweisen Inkrafttretens des Rechts-

anspruchs auf Ganztagsförderung sicherstellen, dass die bestehenden Ausnah-
meregelungen im Sinne des Ganztagserlasses angewendet werden und gleichzei-
tig berechtigte familiäre Härtefälle berücksichtigt werden können? 

 
Die Anwendung der Ausnahmeregelungen, auch für etwaige Einzelfälle, wird wie bisher durch 
die Umsetzung des Erlasses vor Ort sichergestellt.  
 


